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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Destillation der 
Nebenerzeugnisse der Weinbereitung. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 10. Mai 1971 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissionsvorschlag 
ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Destillation der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzen- 
der Vorschriften für die Gemeinsame Marktorgani- 
sation für Wein^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2612/70 2), insbesondere auf 
Artikel 24 Absätze 2 und 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 24 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
setzt der Rat fest, welcher Preis für den an die 
Interventionsstellen im Rahmen der Destillation der 
Nebenerzeugnisse der Weinbereitung gelieferten 
Alkohol zu zahlen ist und welcher Teil der diesen 
Stellen entstehenden Kosten durch den Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft - Abteilung Garantie - finanziert wird. 

Die Festsetzung dieses Preises und dieser Beteili- 
gung hängt eng mit der Festsetzung des Orientie- 
rungspreises zusammen; es empfiehlt sich daher, für 
diese Vorgänge die gleichen Zeiträume und Fristen 
zu wählen. 

Es ist angebracht, zu bestimmen, auf welche Quali- 
tät des Alkohols der Preis und die Beteiligung des 
EAGFL Anwendung finden. Da es keine gemeinsame 
Marktorganisationen für Äthylalkohol gibt, ist es 
vorzuziehen, auf die einschlägigen einzelstaatlichen 
Normen Bezug zu nehmen. 

Der Preis, zu dem die von den Mitgliedstaaten 
bestimmten Interventionsstellen den ihnen im 
Rahmen der Destillation der Nebenerzeugnisse der 
Weinbereitung gelieferten Alkohol zu kaufen haben, 
darf den Erzeuger, der dieser Verpflichtung unter- 
liegt, gegenüber dem davon befreiten Erzeuger 
nicht benachteiligen. 

Da es keine Marktorganisation für Äthylalkohol 
gibt, können die mit der Vermarktung dieses 
Alkohols betrauten Interventionsstellen verpflichtet 
sein, ihn zu einem Preise unter seinem Einkaufspreis 
zu verkaufen. Daher ist es erforderlich vorzusehen, 
daß der Unterschied zwischen dem Einkaufspreis und 
dem Verkaufspreis für diesen Alkohol zu Lasten des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft - Abteilung Garantie - gehen 
kann, wobei diese Beteiligung jedoch nicht höher als 
dieser Unterschied sein darf. 

Der gegenwärtigen Lage entspricht es eher, eine 
Pauschalfestsetzung dieser Beteiligung vorzusehen 


als eine Festsetzung, die die tatsächlichen Verluste 
der Interventionsstellen berücksichtigt. 

Diese Pauschalfestsetzung muß den tatsächlichen, 
von den Interventionsstellen für den An- und Ver- 
kauf dieses Alkohols angewandten Preisen Rech- 
nung tragen; bis jedoch dieses Verfahren reibungs- 
los funktioniert, empfiehlt es sich, auf die allgemein 
üblichen Preise Bezug zu nehmen. 

Gemäß Artikel 24 Absatz 2 dritter Unterabsatz 
der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 kann der Er- 
zeuger von der Verpflichtung zur Lieferung von 
Alkohol freigestellt werden, wenn er Branntwein 
herstellt. Ferner ist auf Grund von Absatz 2 erster 
Unterabsatz dieses Artikels in Ermangelung von 
Traubentrester oder Weintrub die Destillation von 
Wein möglich; es ist daher folgerichtig, die Her- 
stellung von Branntwein sowohl aus Wein als auch 
Traubentrester zu erlauben. 

Durch die Herstellung von Branntwein kann die 
Alkoholherstellung nur für die in dem hergestellten 
Branntwein enthaltene Alkoholmenge freigestellt 
werden. 

Um die Herstellung von Branntwein minderer 
Qualität zu verhüten, und in Ermangelung ein- 
schlägiger gemeinschaftlicher Grundsätze, ist es 
erforderlich vorzusehen, daß die hergestellten 
Branntweine den geltenden einzelstaatlichen Be- 
stimmungen entsprechen müssen; um die Durch- 
führung dieser Vorschriften zu überprüfen, ist die 
Möglichkeit einer Kontrolle vorzusehen. 

Für das Weinwirtschaftsjahr 1970/1971 waren die 
Mitgliedstaaten, in denen am 31. Mai 1970 die 
Destillation der Nebenerzeugnisse der Wein- 
bereitung obligatorisch war, auf Grund der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1633/70 der Kommission vom 
11. August 1970, über die vorübergehende Aus- 
setzung der Anwendung des Artikels 24 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 816/70, geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2230/70, verpflichtet, vorüber- 
gehend die von ihnen bereits festgelegten 
Regelungen weiter anzuwenden. Auf Grund dieser 
Bestimmungen war der Einkaufspreis für an das 
Alkoholamt in Frankreich gelieferten Alkohol für 
dieses Wirtschaftsjahr auf 58,5 Rechnungseinheiten 
je hl reinen Alkohol festgesetzt worden. Dieser 
Preis, der dem aus den Verkaufsmöglichkeiten die- 
ses Alkohols durch das Amt im Rahmen der gelten- 
den einzelstaatlichen Bestimmungen entstandenen 
Preis angepaßt wurde, belastete den Erzeuger zu 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 27. Dezember 1970, S. 6 
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stark, so daß cs notwendig ist, durch eine Beihilfe 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft - Abteilung Garantie - einen 
Ausgleich zu schaffen. Diese Belastung kann auf 
7,75 Rechnungseinheiten je hl reiner Alkohol ge- 
suidtzt werden, was ungefähr dem Einnahme Verlust 
des Erzeugers entspricht, wenn er destilliert und 
seinen Alkohol liefert. 

Gemäß Artikel 24 Absatz 3 erster Unterabsatz der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 können bestimmte 
Produktionsgebiete von der Verpflichtung zur 
Destillation der Nebenerzeugnisse der Wein- 
bereitung befreit v/erden. In Deutschland und 
Luxemburg enthalten Traubentrester und Weintrub 
im allgemeinen wenig Alkohol, und seine Gewin- 
nung würde zu hohe Kosten bereiten. Daher emp- 
fiehlt sich, die Regelung vorzusehen, daß die Er- 
zeuger dieser Gebiete nicht verpflichtet werden, 
ihren Traubtmtrester und Weintrub zu destillieren, 
gleichzeitig aber weiter den in Artikel 24 Absatz 1 
der genannten Verordnung enthaltenen Verboten 
unterliegen. 

Die in Artikel 24 Absatz 2 erster Unterabsatz ent- 
haltene Verpflichtung wäre für den Erzeuger, der 
nur eine geringe Weinmenge erzielt, eine erhebliche 
Belastung. Aus dieser Verpflichtung würden ihm für 
den Transport seines Trauberitresters und Weintrubs 
in eine Brennerei Kosten erwachsen, die in keinem 
Verhältnis za der Einnahme stünden, die er mit dem 
dadurch gew^onnenen Alkohol erzielen könnte. Es 
empfiehlt sich daher, auch diesen Erzeuger von der 
Verpflichtung der Destillation zu befreien, die in | 
Artikel 24 Absatz 1 der gleichen Verordnung ent- ! 
ha denen Verbote jedoch bestehen zu lassen - 

HAT FOLGENDE \ERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Der Preis, der unbeschadet der Bestimmungen 
des Artikels 4 gemäß Artikel 24 Absatz 3 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr, 816 70 dem Erzeuger für den an 
die Interventionsstellen gelieferten Alkohol zu 
zahlen ist, sowie der Anteil der diesen Stellen ent- 
stehenden Kosten, der durch den Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
- Abteilung Garantie - finanziert w ird, werden jähr- 
lich vor dem 1. August für das folgende Weinwirt- 
jahr festgesetzt. 

2. Der in Absatz 1 genannte Preis wdrd im folgen- 
den als „Ankaufspreis" bezeichnet. 

Artikel 2 

1 . Der Ankaufspreis wird so festgesetzt, daß er 
dem Hersteller, der seine Nebenerzeugnisse der 
Weinbereitung destilliert oder destillieren läßt, ein 
ähnliches Einkommen sichert, wie er es erzielt hätte, 
wenn er von dieser Verpflichtung befreit wäre. 


2. Der Ankaufspreis gilt für die Gemeinschaft. 

3. Solange keine einschlägigen gemeinschaftlichen 
Bestimmungen erlassen sind, wird er auf Alkohol 
angewandt, der den für Alkohol mit mehr als [96^] 
Gramm im Liter festgesetzten einzelstaatlichen Er- 
fordernissen entsprichL Ei gilt für die Mettowarp ab 
Brennerei, frei Transportmittel nach Wahl der Iriter- 
ventionsstelie. 

Artikel 3 

1. Die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft - Ab- 
teilung Garantie - wdrd pauschal je Hektoliter 
reinen Alkohol festgesetzt, der den Interventions- 
Stellen geliefert wird. 

Sie darf höcli.slens gleich dem Unlerscliied zwischen 
dem Ankaufspreis und dem gcw'ogenen Verkaufs- 
preis für diesen Alkohol sein. 

Dieser Unterschied wird auf der Grundlage der von 
den intcrventionsbtellen im vergangenen Wirt- 
I schaftsjahr tatsächlich getätigten An- und Verkäufe 
dieses Alkohols ermittelt. 

Bei der Ermittlung des Unterschieds für die Wirt- 
schaftsjahre 1971/72 und 1972/73 wird der während 
[ des vorangegangenen Wirtschaftsjahres allgemein 
übliche Verkaufspreis für Alkohol mit ähnlichen 
Merkmalen berücksichtigt. 

Artikel 4 

1. Für das Weinwdrlschaftsjahr 1970/1971 wird der 
yVnkdutspreis auf 66,25 R.E. je Hektoliter reinen 
Alkohol festgesetzt. 

2. Abweichend von Artikel 3 wird die Beteiligung 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft - Abteilung Garantie - für 
das gleiche Wirtschaftsjahr auf 7,75 R.E. je Hekto- 
liter reinen Alkohol festgesetzt. 

Artikel 5 

1. Die Erzeuger können von der Verpflichtung im 
Sinne von Artikel 24 Absatz 2 erster Unterabsatz 
der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 ganz oder teil- 
w’eise befreit werden, wenn sie aus ihren eigenen 
Erzeugnissen Tresterbranntw^ein oder Weinbrand 
j hersteilen oder herstollen lassen. 

I 2. Die in dem Ihanntwein enthaltene Alkohol- 
I menge wird von der Menge abgezogen, die gemäß 
I Artikel 24 Absatz 2 erster Unterabsatz der Verord- 
I nung (EWG) Nr. 816/70 hätte geliefert werden 
j müssen. 


3 



Drucksache VI/2209 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


3. Die Branntweinhorstellung kann die in Absatz 1 
genannte Wirkung nur haben, 

a) wenn die Qualität des hergesteilton Branntweins 
den einschlägigen einzelstaatlichen Vorschriften 
entspricht. 

Der Erzeuger hat der zuständigen Stelle nachzu- 
weisen, daß der hergestellte Branntwein diesen 
Vorschriften entspricht. 

b) wenn sie unter der Kontrolle der zuständigen 
Stelle erfolgt ist, wobei der Erzeuger und der 
Brenner verpflichtet sind, diese Kontrollen jeder- 
zeit während der Destillation zu ermöglichen. 

Artikel 6 

Von der Verpflichtung iin Sinne von Artikel 24 Ab- 
satz 2 erster Unterabsatz der Verordnung (EWG) 


Nr. 816/70 befreit sind die Erzeuger, deren Reben- 
bestand in der Weinbauzone A oder in dem in 
Deutschland gelegenen Teil der Weinbauzone B 
liegt. 

Artikel 7 

Von der Verpflichtung im Sinne von Artikel 24 
Absatz 2 erster Unterabsatz (EWG) Nr. 816 70 be- 
treit sind die Erzeuger, die im Laufe eines Weinwdrt- 
schaftsjahres keine Weinmenge von über [50] hl 
gewinnen. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Anhang 


Bewertung der finanziellen Belastung des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 
Garantie, die sich aus der Verordnung über die Destillation der 
Nebenerzeugnisse der Weinbereitung ergibt 


Der in der Prüfung befindliche Verordnungsentwurf 
verfolgt einerseits den Zweck, die allgemeinen 
Regeln bezüglich der Verpflichtung zur Destillation 
der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung festzu- 
legen, und andererseits für das Weinwirtschaftsjahr 
1970/71 den Preis für den gewonnen Alkohol und 
den Zuschuß des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 
Garantie, festzusetzen. 

1. Unter Beachtung der Bestimmungen von 
Artikel 6 dieses Verordnungsentwurfes sind vom 
Weinwirtschaftsjahr 1971/72 an nur die französische 
und die italienische Erzeugung den genannten Ver- 
pflichtungen unterworfen. 

Die Alkoholmengen, die jährlich der Interventions- 
stelle geliefert werden, und infolgedessen die Be- 
lastung des Fonds sind vor allem abhängig vom 
Volumen der Ernten, dem in Artikel 24 Absatz 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 genannten von 
der Kommission festzusetzenden Prozentsatz und 
dem natürlichen Alkoholgehalt, der nach dem glei- 
chen Verfahren für jedes Weinwirtschaftsjahr in 
jeder Weinbauzone global festgesetzt wird. 

Trotz der Veränderlichkeit dieser Größen kann auf 
der Grundlage der Erfahrung zurückliegender Wein- 
wirtschaftsjahre in Frankreich eine je nach Qualität 
des Jahrgangs schwankende Lieferung von etwa 
350 000 hl an reinem Alkohol an die französische 
Interventionsstelle in den folgenden Jahren erwartet 
werden. 

Da die italienische Ernte auf ähnlicher Höhe wie die 
französische Ernte liegt, ist etwa insgesamt mit 
700 000 hl an Alkohol zu rechnen, die jährlich an 
die Interventionsstellen im Rahmen der obligato- 
rischen Destillation der Nebenerzeugnisse der Wein- 
bereitung zu liefern sind. 


Unter Berücksichtigung des Niveaus der Auslösungs- 
preise im Weinwirtschaftsjahr 1970/71, das für die 
von dieser Maßnahme in erster Linie betroffenen 
Tafelweine festgesetzt wurde, d. h. 1,28 R.E. je 
Hektograd für Tafelweine der Art RI, 1,18 R.E. für 
solche der Art R II und 1,24 R.E. für solche der Art 
AI, würde der Weinerzeuger nur dann eine Ein- 
nahme erwarten können, die derjenigen vergleich- 
I bar ist, die er bei Nichtbestehen dieser Verpflichtung 
j hätte, wenn gemäß Artikel 2 Absatz 1 des Entwurfs 
■ der Ankaufspreis für Alkohol je Hektograd bei den 
gegenwärtigen Grundlagen auf etwa 0,70 R.E. 
(Destillationskosten werden vom Erzeuger übernom- 
I men), d. h. auf 70 R.E. /hl reinen Alkohol festgesetzt 
i wird. 

Ein Verkaufspreis für diesen Alkohol dürfte sich 
unter Berücksichtigung der Qualität gegenwärtig in 
Frankreich und Italien um 60 R.E. /hl bewegen. Daher 
erscheint ein pauschaler Zuschuß von 10 R.E. für 
jeden der Interventionsstelle angelieferten Hekto- 
liter an reinem Alkohol angemessen. 

Wenn diese Hypothese anerkannt wird, so wäre die 
I sich daraus ergebende Belastung für den EAGFL wie 
folgt zu berechnen: 

700 000 X 10 - 7 000 000 R.E./Jahr. 

2. Ausgehend davon, daß im Weinwirtschaftsjahr 
1970/71 360 000 hl reiner Alkohol an die französische 
Interventionsstelle im Zuge der Destillation der 
: Nebenerzeugnisse der Weinbereitung geliefert wer- 
den, kann die sich aus der Anwendung der Bestim- 
: mungen von Artikel 4 des Entwurfs für dieses Wein- 
, Wirtschaftsjahr ergebende Beteiligung des Fonds wie 
' folgt berechnet werden: 

I 

360 000 X 7,75 ~ 2 790 000 R.E. 
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Begründung 


Die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des Rates vom 
28. April 1970 zur Festlegung ergänzender Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation für 
Wein enthält verschiedene Bestimmungen für eine 
Verbesserung der Weinqualität. Darunter ist eine 
der wichtigsten das Verbot des vollständigen Aus- 
pressens der Traubentrester und des Auspressens 
von Weintrub. Um dieses Ziel zu erreichen, sind 
nach Artikel 24 der genannten Verordnung die Er- 
zeuger verpflichtet, eine Destillation der Neben- 
erzeugnisse vorzunehmen. 

Der Preis, der von den Interventionsstellen an die 
Erzeuger für den bei dieser Maßnahme anfallenden 
Alkohol zu zahlen ist, wird vom Rat festgesetzt. 
Dieser Preis muß dem Erzeuger eine Einnahme 
sichern, die gleichwertig mit der Einnahme ist, die 
er bei Nichtbestehen dieser Verpflichtung zur Destil- 
lation normalerweise erwarten könnte. Der sich 
hieraus ergebende Ankaufspreis ist jedoch zu hoch, 
um den Interventionsstellen eine leichte Vermark- 
tung dieses Alkohols zu ermöglichen. Ein Zuschuß 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft - Abteilung Garantie - ist, 
wie nach Artikel 24 vorgesehen, notwendig. 

Diese teilweise Finanzierung durch den Fonds ist 
um so mehr gerechtfertigt, als durch die vorgenann- 
te Verpflichtung die verfügbaren Weinmengen in 
der Gemeinschaft abnehmen und infolgedessen die 
eventuelle Notwendigkeit zur Intervention ver- 
mindert wird. Eine Schätzung der sich daraus er- 
gebenden finanziellen Belastung ist im Anhang zu 
diesem Entwurf beigefügt. | 

Da sich im Weinwirtschaftsjahr 1970/71 die vorge- ! 
sehenen Fristen für die Schaffung eines solchen | 
Systems in der Gemeinschaft als zu kurz erwiesen ^ 
haben, hat die Kommission auf Grund von Artikel 37 
der Verordnung Nr. 816/70 die Verpflichtung nur in 


dem Mitgliedstaat aufrechterhalten, in dem sie vor 
Inkrafttreten der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 be- 
stand, nämlich in Frankreich [siehe Verordnung 
(EWG) Nr. 2230/70 vom 3. November 1970 2)], 

Der Zweck dieser Verordnung ist die Festsetzung 
der allgemeinen mit dieser Verpflichtung zusammen- 
hängenden Regeln und der vorzusehenden Aus- 
nahmen. Bei diesen Ausnahmen handelt es sich um 
bestimmte Gruppen von Erzeugern oder von Wein- 
baugebieten, in welchen Brennereien fehlen oder in 
welchen die Nebenerzeugnisse der Weinbereitung 
einen sehr geringen Alkoholgehalt aufweisen. Diese 
Verordnung legt außerdem für das Weinwirtschafts- 
jahr 1970/71 den Preis fest, der von der französi- 
schen Interventionsstelle zu zahlen ist für den 
Alkohol, der ihr bei der obligatorischen Destillation 
der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung zu liefern 
ist, und bestimmt den Anteil, der vom Fonds zu 
übernehmen ist. 

Ein erster Entwurf dieser Verordnung ist bereits den 
nationalen Sachverständigen für Weinfragen am 
12. März 1971 zugeleitet worden. Die vorliegende 
Fassung berücksichtigt weitgehend die bei dieser 
Gelegenheit vorgetragenen Bemerkungen. 

Der Rat legt bei seinem Arbeitsprogramm großen 
Wert darauf, daß der Vorschlag umgehend vorgelegt 
wird. 

Auch für die Zustimmung der Kommission zu diesem 
Vorschlag wird die Einleitung des beschleunigten 
I schriftlichen Verfahrens erbeten. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 ^ 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 241 
vom 4. November 1970, S. 15 
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